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über den Vollzug des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 
Standortbezogene Vorprüfung zur Feststellung der 
Umweltverträglichkeitsprüfungspflicht (UVP-Pflicht) nach § 7 Abs. 2 UVPG 
 
Bekanntgabe gemäß § 5 Abs. 2 Satz 2 UVPG über das Ergebnis der Vorprüfung zur 
Feststellung der UVP-Pflicht nach § 7 UVPG: 
 
Die Stadt Göppingen plant nördlich der Albert-Schweitzer-Schule den Neubau einer 
Kindertagesstätte. Der in diesem Bereich verlaufende verdolte Storzenbach wird durch 
den Neubau der Kindertagesstätte und den geplanten Außenspielbereich auf einer Länge 
von ca. 5 m überbaut. Die vorhandene Verdolung und Unterquerung der nördlichen 
Ringstraße im Norden bleibt bis zum Gehweg erhalten. Im Osten sind der Bau eines 
neuen Auslaufbauwerks und die Führung des seither verdolten Storzenbachs im offenen 
Graben geplant. Der Storzenbach verläuft dann mit leichten Schwüngen und einem 
asymmetrischen Bachprofil bis zum Anschluss an den Bestand parallel zum neuen 
Fußweg auf einer Länge von ca. 38 m offen. 
 
Bei dem Vorhaben handelt es sich um einen Gewässerausbau im Sinne des § 67 Abs. 2 
S. 1 WHG. Gemäß § 7 Abs. 2 UVPG i. V. m. Nr. 13.18.1 der Anlage 1 ist für das Vorhaben 
eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen und festzustellen, ob 
eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
 
Die standortbezogene Prüfung wird als überschlägige Prüfung in zwei Stufen 
durchgeführt. In der ersten Stufe ist zu prüfen, ob das Neuvorhaben nur aufgrund 
besonderer örtlicher Gegebenheiten gemäß den Schutzkriterien in Nr. 2.3 der Anlage 3 
zum UVPG erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die besondere 
Empfindlichkeit oder die Schutzziele des jeweiligen Schutzkriteriums (insbesondere 
verschiedene Schutzgebiete) betreffen, und die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der 
Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Ergibt die Prüfung in der ersten 
Stufe, dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen, so besteht keine UVP-
Pflicht.  
 
 



Durch die innerörtlichen Umgestaltungsmaßnahmen ist keines der in Anlage 3 Nr. 2.3 
aufgeführten Schutzgebiete betroffen. Es liegen somit keine besonderen örtlichen 
Gegebenheiten vor mit der Folge, dass keine UVP-Pflicht gegeben ist. Die zweite Stufe 
der Prüfung, ob das Neuvorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben 
kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen und 
nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären, 
erübrigt sich somit.  
 
Aus den vorgenannten Gründen wird festgestellt, dass für das Vorhaben keine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Diese 
Feststellung wird hiermit entsprechend § 5 Abs. 2 UVPG der Öffentlichkeit bekannt 
gegeben. 
 
Die Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 S. 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 
 
Göppingen, 08.10.2024 
Landratsamt Göppingen 
Untere Wasserbehörde 
 


